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seine Freiheit, sein Einkommen und seine Karriere. 
Dies bedeutet auch eine Belastung für die Familie, 
da er als Verbrecher bezeichnet wird.

Die Klage hat eine abschreckende Wirkung auf 
die KollegInnen der Journalisten, fördert Selbstzen-
sur und breite Angst über eine ganze Medienbranche 
aus (Decriminalizing Defamation, 2005).

Alternativen, die angeboten werden, um den Ruf 
der Geschädigten zu schützen, schließen die Förde-
rung von angemessenen Rechtsmitteln sowie zivil-
rechtliche Sanktionen ein. Zusammen mit verbes-
serter journalistischer Ausbildung kann dies die 
Förderung von Presseräten und schnelle öffentliche 
Entschuldigung sein.

Anmerkungen

1. Jose Miguel Arroyo ist der Mann der früheren philippi-
nischen Präsidentin Gloria Macapagal Arroyo. Alle hier 
erwähnten Verleumdungsklagen hat er 2007 zurückge-
zogen. Viele der Fälle beziehen sich auf die Vorwürfe, 
dass er geholfen habe, die viel umstrittenen Wahlen 
von 2004 zu manipulieren – eine Anschuldigung, die er 
abgestritten hat. Arroyos Entscheidung, seine Verleum-
dungsklagen zurückzuziehen, wurde Berichten zufolge 
getroffen, weil er dankbar war, eine Herzoperation mit 
geringer Überlebensquote zu überleben.
In Erwiderung erklärte der NUJP, dass der philippini-
schen Presse und den verklagten JournalistInnen alle 
Anerkennung gebührt, die sich geweigert haben, sich 
einschüchtern zu lassen.

2. Center for Media Freedom and Responsibility (CMFR) 
wurde 1989 als eine gemeinnützige Organisation 
gegründet, um die verschiedenen gesellschaftlichen 
Sektoren in der Aufgabe einzuschließen, die Presse und 
die Nachrichtenmedien als eine Säule der demokrati-
schen Gesellschaft aufzubauen. website: http:// www.
cmfr-phil.org/ about/ 

3. Das Committee to Protect Journalists (CPJ) ist eine in 
den Vereinigten Staaten ansässige gemeinnützige Nicht-
regierungsorganisation, die sich weltweit für Pressefrei-
heit und die Menschenrechte von Journalisten einsetzt. 
http:// www.cpj.org/ 

4. Drei Medienorganisationen (NUJP, CMFR und Philip-
pine Center for Investigative Journalism) und 40 Jour-
nalistInnen legten eine Sammelklage gegen Jose Miguel 
Arroyo am 28.  Dezember 2006 im Makati Regional 
Trial Court vor. S. Court allows continuation of class 
action suit by journalists against president’s husband, 
CMFR/ IFEX, 21January 2008 Web: http:// www.ifex.org/ 
philippines/2008/01/21/ court_allows_continuation_of_
class/ 

Der Beitrag ist 
eine gekürzte 

Fassung des Ori-
ginaltextes aus 

Philippine Jour-
nalism Review, 

Juni 2007, CMFR
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Der Fall Zara Alvarez
Ein strategisch rechtliches Vorgehen  
gegen öffentliche Partizipation (SLAPP)

Zara Alvarez, alleinerziehende Mutter einer vier-
jährigen Tochter, ist seit über einem Jahr hinter 
Gittern. Die 32-jährige Lehrerin und Menschen-
rechtsaktivistin ist eine von den vielen politischen 
Gefangenen auf den Philippinen. Sie ist eines von 
vielen Opfern von fabrizierten Anklagen. Ihr Ver-
brechen ist ihr politisches Engagement, ihr Traum 
von gesellschaftlichem Wandel.

Zaras Fall zeigt, wie ein strategisch rechtliches Vor-
gehen gegen öffentliche Partizipation (Strategic Legal 
Action Against Public Participation  – SLAPP) Bür-
ger_innen das Recht auf Meinungsfreiheit entreißt. 
Aber auch, wie dieses Vorgehen viele Menschenle-
ben auslöscht.

Schon während ihrer Schulzeit entwickelte Zara 
ein starkes politisches Bewusstsein für Missstände 
und Ungerechtigkeit in ihrer direkten Umgebung und 
in ihrem Land. Sie engagierte sich in der Schulpoli-
tik und setzte sich für bessere Lernbedingungen ein, 
teilte ihr Bewusstsein mit anderen und stellte sich all-
täglichen Ungerechtigkeiten lautstark entgegen.

Sie studierte auf Lehramt. Nach dem Staatsexa-
men engagierte sie sich weiter für die Belange von 
Jugendlichen und Studierenden. Die Konsequenz 
war, dass sie ohne regelmäßiges Gehalt auskom-
men musste und sich der Gefahr aussetzte, zur Ziel-
scheibe staatlicher Akteure zu werden.

In den Jahren 2005–2008 erreichten die Fälle von 
politischen Morden und Verschleppungen von Akti-
vistinnen in den Philippinen vorerst ihren Höchst-
stand. Zara nahm an Untersuchungen durch NGOs 
teil, half in der Organisation und der Betreuung der 
Familienangehörigen, nahm an Dialogen mit Lokal-
regierung, Polizei und Militär teil und meldete sich 
als Vertreterin einer linken Jugendorganisation laut-
stark in Protesten und Medien zu Wort.

Später leitete sie die Kampagnen und die Bil-
dungsarbeit der Menschenrechtsorganisation KARA-
PATAN-Negros. Auch als Mutter blieb sie weiter-
hin aktiv und engagierte sich für Menschenrechte 
auf ihrer Insel, wenn auch nicht mehr an vorders-
ter Front.

Die Gefahr, der sich Zara aussetze, verfolgte sie in 
Albträumen und wurde durch Drohungen und Ver-
leumdungen greifbar, aber nie zuvor war sie so real 
wie am 30. Oktober 2012.

Als sie ein Militärangehöriger in Zivil im Motor-
radtaxi angriff, wusste sie nur, dass ihre Stunde 
geschlagen hatte, aber nicht, ob ihr Mord, Verschlep-
pung, Folter oder eine Verhaftung bevorstand.

Sie setzte sich zur Wehr, auch im Angesicht der 
30 Uniformierten der militärischen Sondereinheit, 
die sie wenige Minuten später umstellten und Pas-
santInnen davor warnten, sich einzumischen. Sie 
rief um Hilfe, sie wehrte sich gegen die Handschel-
len, forderte einen Haftbefehl und die örtliche Poli-
zei. Als ihr der Haftbefehl schlussendlich vorgelegt 
wurde, enthielt dieser weder ihren korrekten Namen 
noch ihre wahrheitsgemäße Adresse.

Sie wurde dennoch inhaftiert, beschuldigt ein 
hochrangiges und hochgefährliches Mitglied der 
kommunistischen Guerillas zu sein und wegen der 
Tötung eines Soldaten der philippinischen Armee 
angeklagt. Dieser Soldat kam am 7. März 2010 auf 
der Nachbarinsel ihres damaligen Wohnortes in 
einem zufälligen Gefecht zu Tode.

Mit Zara sind 42 weitere Menschen wegen des 
Todes des Soldaten angeklagt. Viele von ihnen sind 
ebenfalls prominente politische AktivistInnen und 
MenschenrechtsverteidigerInnen auf der Insel Negros.

Fabrizierte Anklagen

Fabrizierte Anklagen sind zu einem breit angewand-
ten und effektiven Unterdrückungsmittel geworden. 

von 
Hannah Wolf

Die Autorin ist 
diplomierte  Poli-
tik- und Verwal-
tungswissen-
schaftlerin und 
ehemalige Mit-
arbeiterin der 
Vereinten Evan-
gelischen Mis-
sion. Sie ist Mit-
arbeiterin des 
Aktionsbündnis-
ses Menschen-
rechte Philippi-
nen (AMP) und 
beschäftigt sich 
intensiv mit der 
Menschenrechts-
lage auf den Phil-
ippinen.

Die 32-jährige 
Lehrerin und 
Menschenrechts-
aktivistin Zara 
Alvarez sitzt seit 
Oktober 2012 
hinter Gittern.
Foto: privat
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schlafen und ohne jegliche Privatsphäre zu sein. Das 
heißt auch kein fließend Wasser und teils kein sau-
beres Wasser zu haben, sodass sie mittlerweile unter 
starkem Husten, Allergien und Durchfall leidet.

Zellenarrest bedeutet Sonnenlicht auf Raten und 
die Zelle nur dann verlassen zu können, wenn sie 
Besuch erhält.

Besuche bedeuten auch, dass sie ihre grundle-
gendsten Bedürfnisse ausdrücken kann, wenn es an 
Seife, Zahnpasta, Waschmittel und Essen fehlt.

Besuche sind durch die enorme räumliche Dis-
tanz schwieriger geworden. Nur noch alle paar 
Wochen ist ein Besuch ihrer Tochter und Angehöri-
gen möglich.

Die vielen schlaflosen Nächte hinter den grauen 
Mauern quälen sie. »Oft kann ich nicht schlafen, 
mache mir Sorgen, was mit meiner Tochter passiert. 
Ob sie gut schläft, gut isst, gut begleitet wird, …, 
welches Trauma unsere Trennung in ihr auslösen 
mag und ihr Leben prägt.«

Zwölf Monate sind eine Ewigkeit im Leben einer 
Vierjährigen. Die Abwesenheit der Mutter schmerzt 
wie eine offene Wunde. Und mit jeder Verlegung 
reißt die Wunde weiter auf. Die gemeinsamen Stun-
den sind zur Ausnahme geworden, zu einem freu-
digen und aufgeregt erwarteten Highlight zwischen 
den langen Phasen der Entbehrung.

Bei einem Besuch im Gefängnis entwickelte sich 
ein Gespräch über Menschenrechte. Auch Zaras 
Tochter hat etwas über Rechte gelernt. Auf Nachfrage 
schaut die Vierjährige ihre Mutter lang und ernst an 
und erklärt dann: »Ich hab ein Recht, dass du nach 
Hause kommst.«

Im Rahmen der militärischen Aufstandsbekämpfung 
macht sich das Militär beeinflussbare und bestech-
liche Richterinnen und StaatsanwältInnen zu nutze. 
AktivistInnen werden nicht nur als KommunistInnen 
gebrandmarkt und als TerroristInnen dämonisiert, 
gegen sie werden darüber hinaus absurde Anklagen 
wegen (mehrfachen) Mordes, Raubes und Brandstif-
tung eingereicht.

Diese dienen dazu, die Opposition einzuschüch-
tern, zu verängstigen und handlungsunfähig zu 
machen. Landesweit sind es momentan – Berichten 
von philippinischen Menschenrechtsorganisationen 
zufolge – über 450 politische Gefangene, 29 allein 
auf der Insel Negros.

Auch Zaras Tochter quälen unruhige Nächte, Ent-
behrung und die Angst vor der Ungewissheit. Wann 
wird ihre Mutter endlich wieder nach Hause kom-
men?

Nach neun Monaten, die sie in ihrer Heimatstadt 
Cádiz inhaftiert war, wurde Zara ins rund 70 km ent-
fernte Provinzgefängnis nach Bego City verlegt. Wie-
derum 1,5 Monate später brachte das Gefängnisper-
sonal sie ins Frauengefängnis nach Handumanan, 
Bacolod City, rund 60 km von ihrer Heimatstadt und 
ihrer Tochter entfernt.

Zellenarrest

Dort muss sie nun, als Neuankömmling, für zwei 
Monate in Zellenarrest ausharren. Zellenarrest, das 
bedeutet, sich eine ca. 17 m² Zelle mit 9–15 wei-
teren Frauen zu teilen, auf dem kalten Boden zu 

Anmerkung

> Den Artikel hat die Autorin zu Zaras einjähriger Inhaf-
tierung am 30. Oktober 2013 geschrieben. Mittlerweile 
ist Zara nicht mehr unter Zellenarrest. Die Verhandlung 
geht weiter.

> Petition für Zaras bedingungslose Freilassung: https:// 
www.change.org/ petitions/ release-detained-philippine-
human-rights-defender-zara-r-alvarez-now

Zellenarrest, das bedeutet eine ca. 17 m² Zelle mit 
9–15 weiteren Frauen zu teilen, auf dem kalten 
Boden zu schlafen und ohne jegliche Privatsphäre 
zu sein.
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Konstruierte Anklagen gegen politische 
AktivistInnen in den Philippinen

Das Justizsystem der Philippinen versagt nicht nur 
bei der Aufarbeitung und Verfolgung von Verbre-
chen an politischen AktivistInnen und Menschen-
rechtsverteidigerInnen. Es wird auch selbst syste-
matisch missbraucht, um diese mundtot zu machen 
und ihre Arbeit zu behindern. Dies geschieht durch 
die gezielte Kriminalisierung von Menschenrechts-
verteidigerInnen und ihrer Aktivitäten.

Die Kriminalisierung von AktivistInnen nimmt meh-
rere Formen an. Sie reichen von der missbräuchli-
chen Auslegung bestehenden Rechts mit der einzi-
gen Intention, politische Aktivitäten zu unterbinden, 
über die gezielte Diffamierung bis zur Verhaftung 
ohne jegliche Rechtsgrundlage und der Anklage 
unter fadenscheinigen Gründen.

Statistiken philippinischer Menschenrechtsorga-
nisationen zufolge sind unter der Regierung Aquino 
bisher ca.  350  Menschen Opfer illegaler Verhaf-
tungen und anschließender Inhaftierung geworden. 
Berücksichtigt man die Fälle der vorigen Amtszeiten, 
so sind landesweit zwischen 300 und 400 politische 
Gefangene in Haft. In den letzten Jahren haben sys-
tematische Einschüchterungsversuche gegenüber 
AktivistInnen und MenschenrechtsverteidigerInnen 
stetig zugenommen. Die philippinische Menschen-
rechtskommission Commission on Human Rights 
(CHR) spricht deshalb sogar von einer »juristischen 
Offensive« gegen (meist linke) politische AktivistIn-
nen.

Eine besonders perfide Form der Kriminalisie-
rung liegt vor, wenn AktivistInnen mit konstruierten 
Anklagen, so genannten fabricated cases oder trum-
ped-up charges, belastet werden. Die Drahtzieher 
der falschen Anklagen machen sich dabei das dys-
funktionale Justizsystem mit seinen lang währen-
den und für die Angeklagten kostspieligen Prozes-
sen zunutze. Weil Gerichte wegen ihrer Überlastung 

mit Fällen und des Mangels an Richtern oft nur in 
unregelmäßigen Abständen tagen, ziehen sich Pro-
zesse über mehrere Jahre hin. Werden die Ange-
klagten bestimmter Verbrechen (z. B. Mord, terroris-
tische Anschläge, Raub) beschuldigt, für die keine 
Kaution hinterlegt werden kann, bleiben sie deshalb 
auf unabsehbare Zeit in Untersuchungshaft. Selbst 
offensichtlich falsche Anklagen führen deshalb in der 
Regel zu mehreren Jahren Haft. Dies erklärt auch, 
warum sich Unschuldige oft gezwungen sehen 
unterzutauchen.

Ein verbreiteter Modus Operandi konstruierter 
Anklagen ist die Verwendung von John/ Jane Doe 
Haftbefehlen. Dabei wird im Fall eines Verbrechens, 
etwa eines Mordes oder eines Bombenanschlags, 
Anklage gegen unbekannt  – im Englischen »John 
Doe« – erlassen, oft gegen Dutzende Unbekannte 
gleichzeitig. Obwohl der philippinische Oberste 
Gerichtshof bereits 1925 entschied, dass Anklagen 
gegen unbekannt nur dann erhoben werden dürfen, 
wenn diese eine genaue Beschreibung der Ange-
klagten beinhalten, wird dies oft nicht eingehalten. 
Diese Namensplatzhalter können dann nach Belie-
ben durch die Namen missliebiger AktivistInnen 
ersetzt werden.

Ob in Untersuchungshaft oder im Untergrund, in 
jedem Fall haben die Drahtzieher/ innen der falschen 
Anklagen ihr Ziel erreicht: Das Opfer muss seine 
politischen Tätigkeiten einstellen und wird so ruhig 
gestellt. Diesen Effekt haben falsche Anklagen nicht 
nur auf den Angeklagten selbst. Sie zeigen auch eine 
unmittelbare, abschreckende Wirkung auf andere, 
die sich für politisch sensible Themen einsetzen. So 
reicht oft ein Verfahren gegen den Kopf einer lokalen 
Bürgerbewegung, um diese vollständig stillzulegen. 
Dieses strategisch rechtliche Vorgehen gegen öffent-
liche Partizipation wird im philippinischen Kontext 
deswegen Strategic Legal Action Against Public Parti-
cipation oder kurz SLAPP genannt.

Hrsg. Aktions-
bündnis Men-
schenrechte – 
Philippinen

»SLAPPs are attempts to bully people into politi-
cal submission through inordinate demands. Their 
purpose is to terrify and enmesh. Even if they stand 
no chance of success, they ensure that campaig-
ners who might otherwise have been trying to pro-
tect the environment or to defend workers’ rights 
are instead snarled up in the courts. […] Those 
who might have joined the campaign are frighte-
ned off. Those who might have become active in 
other campaigns avoid politics altogether for fear 
of the consequences. Their absence impoverishes 
democracy.« 
 George Monbiot, The Guardian, 25.2.2013

Anmerkungen

> Der Beitrag ist ein Auszug aus der Broschüre Men-
schenrechte in den Philippinen – Anspruch und Wirk-
lichkeit. Hrsg. Aktionsbündnis Menschenrechte – Phil-
ippinen, Januar 2014

> Abrufbar unter:  ht tp: / /  www.asienhaus.de/ 
menschenrechte-philippinen/ tl_files/ aktionsbuendnis/ 
dokumente/ eigene%20Publikationen/ AMP_2014_
Menschenrechte_in_den_Philippinen_Anspruch_und_
Wirklichkeit.pdf
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